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I. Allgemeines 
1. Ausschußüberweisung 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 11/2851 — wurde 
in der 94. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
22. September 1988 zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft tnid 
Forsten, zur Mitberatung an den Innenausschuß und 
an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit sowie gemäß § 96 GO an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. 


2. Inhalt der Vorlage 

Unter dem Gesichtspunkt der Rechts- und Verwal- 
tungsvereinfachung werden bisher bestehende ein- 
zelgesetzhche Rechtsvorschriften in einer gemeinsa- 
men Rechtsgrundlage zusammengefaßt. 

Sodann wird durch das Gesetz übpr Agrarstatistiken 
eine Anpassung der wichtigsten agrarstatistischen 
Einzelgesetze an die Anforderungen vorgenommeni 
denen statistische Rechtsvorschriften nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszählungs- 
gesetz 1983 sowie nach dem Bundesstatistikgesetz 
vom 22. Januar 1987 genügen müssen. 


Das Gesetz beinlialtet neben der Rechtsgrundlage für 
die Landwirtschaftszählung die Erhebungen, deren 
Ergebnisse mit denen der Landwirtschaftszählung zu- 
sagimengeführt werden sollen. Hinzu kommt die Ern- 
teerhebung als Bestandteil der früherßp Bodennut- 
zungs- und Ernteerhebung. 

In das Gesetz sollen zu ginem späteren Zeitpunkt die 
übrigen Agrarstatistiken |n|:egriert werden. 

Hauptansatzpunkt ist das rechtsstaatliche Gebot der 
Normenklarheit. So werden entsprechepd den Anfor- 
derungen des § 9 Bundesstatistikgesetz bei den ein- 
zelnen Agrarfachstatistiken in der sie anordnenden 
Rechtsvorschrift die Erhebungsprogramme bestimm- 
ter als bisher gefaßt, die Erhebungs- und Hilfsmefk- 
male festgelegt und voneinander unterschieden, der 
jeweilige Berichtszeitraum oder -Zeitpunkt geregelt 
und der Kreis der zu Befragenden präziser bestimmt. 
Die Übermittlung von Einzelangaben an (?herste Bun- 
des- oder Landesbehörden wird den Vorgaben des 
§ 16 Abs. 4 Bundesstatistik'gesjBtz angepaßt! In Einzel- 
fällen werden besondere organisatorische und verfah- 
rensrechtliche Vorkehrungen getroffen, um eine Ge- 
fährdung des Rechts auf informationeile Selbstbestim- 
mung auszuschließen. 

Die Novellierung des Gesetzes wird auch zum Anlaß 
genommen, aus fachlichen Gründen erforderliche Än- 
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derungen vorzunehmen. Bei allen Änderungen wurde 
besonderer Wert darauf gelegt, die Erhebungspro- 
gramme und die Durchführung der Agrarstatistiken 
nur so zu verändern, daß gewährleistet bleibt, daß die 
in diesem Gesetz angeordneten Agrarfachstatistiken, 
die für die Feststellung und Analyse der vielgestalti- 
gen Anpassungsvorgänge unentbehrlichen ver- 
gleichbaren Zeitreihen liefern. 

Das Gesetz gliedert sich in 4 Teüe. Im 1. Teil werden 
die dort bezeichneten Agrarfachstatistiken als Bun- 
desstatistik angeordnet. Die spezifischen Einzelheiten 
der angeordneten Statistiken werden im 2. Teil gere- 
gelt, die für die Statistiken geltenden gemeinsamen 
Vorschriften im 3. Teil. Der 4. Teil enthält die üblichen 
Schlußvorschriften. 

Bund und Ländern entstehen bei der Durchführung 
der in diesem Gesetz geregelten Statistiken (außer der 
Landwirtschaftszählung) Kosten von durchschnittlich 
jährlich 28,68 Mio. DM. Die Landwirtschaftszählung 
findet alle 10 Jahre statt. Ausgehend von der An- 
nahme, daß Vorbereitung, Durchführung und Aus- 
wertimg einer Landwirtschaftszählung in einem Zeit- 
raum von etwa 8 Jahren erfolgen, entstehen bei Bund 
und Ländern durchschnittliche jährliche Kosten von 
rund 5,94 Mio. DM. 

Die gegenüber den bisherigen Rechtsgrundlagen ent- 
stehenden jährlichen Mehrkosten, einschließlich der 
Mehrkosten, die durch geänderte Periodizitäten der 
Bodennutzungshaupterhebung, der Viehzählung und 
der Agrarberichterstattung im Zusammenhang mit 
der Landwirtschaftszählung entstehen, betragen im 
Durchschnitt 1,65 Mio. DM. 

Beim Bund entsteht im Zusammenhang mit der 
Durchführung und Auswertung dieser Statistiken 
kein Mehrbedarf an Haushaltsmitteln. Die beim Stati- 
stischen Bundesamt voraussichtlich anfallenden Ge- 
samtkosten, auch die der Landwirtschaftszählung, 
sind im Kapitel 06 08 veranschlagt und im übrigen in 
der Finanzplanung berücksichtigt. 

Beim Bund und den Ländern entstehen für neue oder 
zu ändernde Erhebungs- und Aufbereitungspro- 
gramme einmalige Programmierkosten in Höhe von 
4,26 Mio. DM. Auch hier sind beim Bund entstehende 
Kosten im Haushalt des Statistischen Bundesamtes 
bereits berücksichtigt. 

Im Rahmen der Kostenerstattung für die Strukturerhe- 
bungen im Zeitraum 1989 bis 1997 durch die EG wird 
an den Bund und die Länder ein Betrag von 8,0 Mio. 
ECU (ca. 16,6 Mio. DM) zurückfließen. 

Da in diesem Gesetz eine Zusammenfassung bereits 
bestehender Statistiken vorgenommen wird und der 
Umfang der zusätzlichen Belastung der zu Befragen- 
den durch in einigen Bereichen geänderte Erhe- 
bungsprogramme im Rahmen der gesamten statisti- 
schen Erhebungen im Agrarbereich gering ist, sind 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, nicht 
zu erwarten. 


3. Mitberatungsstellungnahmen 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
9. November 1988 beraten und einstimmig beschlos- 
sen, die Annahme des Gesetzentwurfes mit der Anre- 
gung zu empfehlen, die Statistik so aufzubereiten, daß 
sie auch benutzt werden kann, um umw eltpolitisch 
relevante Probleme mit abzudecken. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 30. No- 
vember 1988 folgende Empfehlung beschlossen: 

„Hinsichtlich der Bereiche, in denen der Bundesbe- 
auftragte für den Datenschutz und die Bundesregie- 
rung einer Meinung sind, schließt sich der Ausschuß 
deren Bewertung an. 

Er spricht sich für den Wegfall der in § 57 Abs. 5 ent- 
haltenen Verordnungsermächtigung aus. 

Die Notwendigkeit der Datenerhebung und die Mög- 
lichkeit der Anonymisierung sollten geprüft wer- 
den. 

Über die Vereinbarkeit der Beschlüsse des federfüh- 
renden Ausschusses mit der Haushaltslage des Bun- 
des wird der Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung gesondert Bericht erstatten. 


4. Beratung im federführenden Ausschuß 

Der Ausschuß ist in seinen Beratungen am 30. No- 
vember und 7. Dezember 1988 sowie am 18. Januar 
1989 dem Entwurf gefolgt. Soweit der Bundesrat Än- 
derungen vorgeschlagen hat und die Bundesregie- 
rung ihnen zugestimmt hat, hat er sich diesen Ände- 
rungen angeschlossen. Für die weitere Erläuterung 
wird auf die eingehende Einzelbegründung des Ent- 
wurfs verwiesen. Soweit der Ausschuß der Stellung- 
nahme des Bundesrates und der Gegenäußerung der 
Bundesregierung hierzu gefolgt ist, wird auf diese 
Bezug genommen. 

Der Ausschuß hat ebenfalls die ausführliche Stellung- 
nahme des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
in seine Beratungen einbezogen und den vorgeschla- 
genen Änderungen im wesentlichen zugestimmt. 


11. Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu § 5 Nr. 1 und 2 

Dem Vorschlag des Bundesbeauftragten für den Da- 
tenschutz (BfD) in § 5 Nr. 1 und 2 jeweils den Begriff 
„Bodenflächen" durch das Wort „Gesamtbodenflä- 
chen" zu ersetzen, ist der Ausschuß nicht gefolgt, weil 
er der Ansicht war, ein „parzellenscharfer" Einzel- 
nachweis für einzelne Bodenflächen im Rahmen der 
Flächenerhebung erfolge nicht. 


2 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3879 


Zu §7 

Der Ausschuß ist hier dem Votum des Bundesrates 
gefolgt, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hatte. 


Zu §8 

Die Änderung soll die Erhebung der Nutzung gegen 
Entgelt stillgelegter landwirtschaftlicher Flächen er- 
möghchen. Eine in Vorbereitung befindliche Verord- 
nung des Rates der EG, die eine diesbezügliche Erhe- 
bung von im Rahmen des EG -Flächenstillegungs- 
programms gegen Entgelt stillgelegten Flächen vor- 
sieht, gibt Veranlassung, die vorgeschlagene differen- 
ziertere Fragestellung zu ermöglichen. 


Zu § 10 

Der Ausschuß ist hier dem Votum des Bundesrates 
gefolgt, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hatte. 


Zu §25 

Durch die Streichung der §§21 und 25 bis 27 hat sich 
eine neue Paragraphenfolge ergeben. 

Der neue § 25 entspricht dem § 29 des Regierungsent- 
wurfs (RE). Gleichwohl hat es der Ausschuß gemäß 
der bisherigen Erhebungspraxis für ausreichend er- 
achtet, die repräsentativ erfragten Merkmale über au- 
ßerbetriebhche Erwerbs- und Unterhaltsquellen nach 
§ 28 Abs. 1 Nr. 2 auch im Jahr der Landwirtschafts- 
zählung nur in landwirtschaftlichen Betrieben zu er- 
heben. 

Eine zusätzliche Stichprobenauswahl für forstwirt- 
schaftliche Betriebe wäre — abgesehen von der zu- 
sätzhchen Belastung der zu Befragenden — auch aus 
methodischen Gründen sehr aufwendig. 


Zu §27 (= §31 RE) 

Der Ausschuß ist hier der Stellungnahme des Bundes- 
rates in der Fassung der Gegenäußerung der Bundes- 
regierung gefolgt. 


Zu § 28 (= § 32 RE) 

Der Ausschuß ist hier der Stellungnahme des Bundes- 
rates in der Fassung der Gegenäußerung der Bundes- 
regierung gefolgt. 


Zu § 29 (= § 33 RE) 

Der BfD hatte Bedenken, daß der Betriebsinhaber hin- 
sichtlich 

— der Erwerbstätigkeit außerhalb des Betriebes, 


~ der außerbetrieblichen Einkommensquellen, 

— des geschätzten Verhältnisses des betrieblichen/ 
außerbetrieblichen Einkommens beider Ehegat- 
ten 

für Angaben, die den Ehegatten betreffen, auskunfts- 
pflichtig gemacht wird. Die Ehegatten von Betriebsin- 
habern würden damit faktisch gezwungen, diesen In- 
formationen preiszugeben, damit der Betriebsinhaber 
seiner Auskunftsverpflichtung für die Statistik nach- 
kommen kann. Der Ausschuß war der Ansicht, daß der 
Betriebsinhaber die den Ehegatten betreffenden An- 
gaben in der Regel aus eigener Kenntnis erteüen 
kann. Habe er keine Kenntnis, bestehe weder eine 
Rechtspflicht des Ehegatten, sich zu offenbaren noch 
ein diesbezüglicher faktischer Zwang. Um den beste- 
henden Bedenken des BfD trotzdem Rechnung zu tra- 
gen, hat der Ausschuß die klarstellende Formulierung 
des Absatzes 1 Nr. 2 beschlossen. 

Zu Absatz 1 Nr. 4 hielt es der Ausschuß sachlich für 
geboten, bei den Pachtentgelten zu unterscheiden 
nach geschlossener Hofpacht und Pacht von Einzel- 
grundstücken. Er hielt es weiter für die Analyse der 
Pachtpreisentwicklung für unerläßhch, auch weiter- 
hin die gesonderte Information für Pachtung von Ein- 
zelgrundstücken von Nichtfamilienangehörigen 
überhaupt und für deren Neupachtungen zu erhe- 
ben. 


Zu § 30 (= § 34 RE) 

Der Ausschuß ist hier dem Votum des Bundesrates 
gefolgt, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hatte. 

Gleichzeitig stellte der Ausschuß fest, daß der bisher 
verwendete Begriff „landwirtschaftliche Vorruhe- 
standsregelungen“ dem allgemeinen Sprachge- 
brauch vor Erarbeitung eines konkreten Gesetzent- 
wurfs entsprochen hatte. Nachdem im Entwurf eines 
Gesetzes zur Förderung der Einstellung der landwirt- 
schafthchen Erwerb Stätigkeit (FELEG) statt dessen 
die Formulierungen „Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerb Stätigkeit“ bzw. „Pro- 
duktionsaufgaberente“ verwendet worden sind, sollte 
der Begriff „Vorruhestandsregelung“ nicht mehr ge- 
braucht werden. Auch werden damit Verwechselun- 
gen mit Leistungen an Arbeitnehmer nach dem Ende 
1988 auslaufenden Gesetz zur Förderung von Vorru- 
hestandsleistungen vermieden. 

Als Folge der Verwendung des Begriffes „Produkti- 
onsaufgaberente" kann nicht mehr von „Teilnahme“ 
gesprochen werden; statt dessen werden die fachspe- 
zifischen Begriffe „Mitghedschaft" (in sozialen Siche- 
rungssystemen) und „Inanspruchnahme“ (von Pro- 
duktionsaufgaberente) in das Gesetz aufgenommen. 
Im übrigen ist der Ausschuß dem Votum des Bundes- 
rates gefolgt, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat. 
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Zu § 33 {= § 37 RE) 

Der Ausschuß ist hier dem Votum des Bundesrates in 
der Fassung der Gegeriäußerung der Bundesregie- 
rung gefolgt. 

Die Bedenken des BfD, ob die Mitgliedschaft in 

— landwirtschaftlichen Alterskassen und 

— der gesetzMhen Rentenversicherung 

als betriebsbezogene Angaben erhoben werden dür- 
fen, insbesondere, wenn es sich um Verwandte und 
Verschwägerte des Betriebsinhabers handelt, hat der 
Ausschuß durch die Einfügung des Halbsatzes „so- 
weit sie im Betrieb tätig sind oder waren" im Absatz 3 
aus geräumt. Durch diese Änderung wird der Kreis der 
Fanülienangehörigen auf solche Personen be- 
schränkt, die im Betrieb tätig sind oder waren. 


Zu § 34 {= § 38 RE) 

Der Ausschuß ist hier dem Votum des Bundesrates zu 
§ 38 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs nicht gefolgt, weil er 
der Auffassung war, daß nur Tatsachen erfragt wer- 
den dürfen. Die vorgesehene Streichung würde dazu 
führen, daß der Betriebsinhaber auch über solche Per- 
sonen Auskunft erteilen muß, von denen er glaubt 
oder wünscht, daß sie die Hofnachfolge antreten wer- 
den. Gleichzeitig war der Ausschuß der Auffassung, 
daß auch die nicht förmliche Verständigung über die 
Hofnachfolge erfaßt werden sollte. Er hat daher in 
Nummer 3 die Worte „oder sonstige Verständigung" 
eingefügt. Im übrigen hat er sich dem Votum des Bun- 
desrates zu § 38 des Entwurfs angeschlossen, soweit 
die Bundesregierung diesem zugestimmt hatte. 


Zu § 36 (= § 40 RE) 

Der Ausschuß folgte hierzu einer Anregung des BfD, 
den Absatz 1 des § 40 des Entwurfs unverändert zu 
übernehmen. Da zur Zeit eine Rechtsgrundlage für 
die Übernahme von Daten der Weinbaukartei durch 
die statistischen Landesämter für statistische Zwecke 
fehlt, hat der Ausschuß den Absatz 3 entsprechend 
ergänzt. 


Zu § 37 (= § 41 RE) und zu § 40 (= § 44 RE) 

Der BfD hatte Bedenken, daß hinsichtlich 

— der Erwerbstätigkeit außerhalb des Betriebes, 

— der außerbetrieblichen Einkommensquellen, 

— des geschätzten Verhältnisses des betrieblichen/ 
außerbetriebhchen Einkommens beider Ehegat- 
ten 

der Betriebsinhaber für den Ehegatten betreffende 
Angaben auskunftspflichtig gemacht wird. 

Damit würden die Ehegatten von Betriebsinhabem 
faktisch gezwungen, diesen Informationen preiszuge- 
ben, damit der Betriebsinhaber seiner Auskunftsver- 


pfhchtung für die Statistik nachkommen kann. Auf 
Grund des Rechtes auf informationeile Selbstbestim- 
mung ist es erforderlich, daß jeder Ehegatte das Recht 
erhält, die ihn betreffenden Angaben selbst und ohne 
Einsichtsmöglichkeit des anderen zu erteilen. 

Der Ausschuß hat den Bedenken des BfD Rechnung 
getragen, in dem er in § 37 Abs. 1 Nr. 8 und § 40 
Abs. 1 Nr. 10 eine klarstellende Formulierung getrof- 
fen hat. 


Zu § 49 (= § 53 RE) 

Der Ausschuß war sich darüber klar, daß der Gesetz- 
entwurf keine Regelung darüber enthält, in welcher 
regionalen Gliederungstiefe die Agrarstatistikdaten 
gespeichert werden dürfen. Danüt dürfe nach der all- 
gemeinen Bestimmung des § 10 Abs. 2 Satz 1 Bundes- 
statistikgesetz die Blockseite innerhalb der Gemeinde 
für die regionale Zuordnung genutzt werden. Diese 
Regelung ist bei einer Statistik, deren Erhebungsein- 
heiten landwirtschaftliche Betriebe sind, unverhält- 
nismäßig. 

Der Ausschuß fügte daher zur Klarstellung den neuen 
Absatz 2 an. 


Zu § 50 {= § 54 RE) 

Soweit es sich bei den Eigentümern gemeindefreier 
Gebiete um natürliche Personen handelt, sind deren 
Angaben als personenbezogene Daten anzusehen. 
Angaben zu den gemeindefreien Gesamtflächen soll- 
ten daher von den zuständigen Verwaltungsbehörden 
gemacht werden. 

Der Ausschuß hat daher in Absatz 2 Nr. 2 die Worte 
„die Eigentümer" durch die Worte „die nach Landes- 
recht zuständigen Verwaltungsbehörden" ersetzt. 

Durch den in Anlehnung an das Volkszählungsgesetz 
formulierten neuen Absatz 6 soll eine Auskunfts- 
pflicht begründet werden, um die für eine vollstän- 
dige und richtige Erfassung notwendigen Vor- und 
Familiennamen der nach Absatz 3 zu Befragenden zu 
erhalten. 

Selbst wenn davon auszugehen ist, daß in den meisten 
Fällen auch ohne eine solche Regelung die benötigten 
Angaben auf freiwilliger Basis durch die Auskunfts- 
pflichtigen im Sinne des Absatzes 2 Nr, 1 erteilt wer- 
den, scheint die Begründung einer rechtlichen Ver- 
pflichtung hierzu die beste Gewähr für eine ordnungs- 
gemäße Durchführung zu bieten. 


Zu § 51 (= § 55 RE) 

Der Ausschuß ist hier dem Votum des Bundesrates 
gefolgt, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hatte. 
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Zu § 53 (= § 57 RE) 

Die bereits seit langem im Agrarbereich praktizierte 
be triebsweise Zusammenführung verschiedener 
agrarstatistischer Erhebungen hat sich bewährt und 
durch die Vermeidung von ansonsten erforderlichen 
zusätzhchen Befragungen auch zur Entlastung der 
Auskunftspfhchtigen beigetragen. Um in Anbetracht 
der starken strukturellen Veränderungen im Bereich 
der Landwirtschaft sowie der oft komplexen betriebli- 
chen Gegebenheiten, die für die Agrarpolitik unent- 
behrliche Datengrundlage zu erhalten, müssen da- 
rüber hinaus die in den vorhandenen Datenbeständen 
enthaltenen Informationen gerade auch durch Ver- 
knüpfung von Daten aus verschiedenen agrarstatisti- 
schen Erhebungen genutzt werden. Das Betriebsregi- 
ster soll jedoch nur insoweit Verknüpfungen ermögli- 
chen, wie die fachliche Notwendigkeit nachgewiesen 
werden kann (strenger Maßstab). 

Die Bedenken des Datenschutzbeauftragten, die für 
Zwecke des Betriebsregisters zu bildende Kennum- 
mer dürfe keine verschlüsselten Angaben enthalten, 
die eine Identifizierung ermöglichen, wurden dadurch 
ausgeräumt, daß im § 53 Abs. 3 das Zitat „§ 13 Abs. 2 
Nr. 1 bis 6 des Bundes Statistikgesetzes" durch das 
Zitat „Abs. 2 Nr. 2 bis 9" ersetzt wurde. Diese Verän- 


Bonn, den 19. Januar 1989 


derung ist auch eine Konsequenz des Verzichts auf die 
Regelung im Absatz 5, 

Der Ausschuß hatte grundsätzliche Bedenken gegen 
eine Verknüpfung von Daten aus landwirtschaftli- 
chen Statistiken mit Angaben aus anderen Wirt- 
schaftsstatistiken, weil eine solche Regelung zu einer 
Erweiterung der Adreßdatei nach § 13 Bundesstati- 
stikgesetz um in Absatz 2 enthaltene zusätzhche 
Merkmale führen würde. Er hat daher auf eine Rege- 
lung hinsichtlich „externe Verknüpfungen" verzich- 
tet. 


Zu § 56 (= § 60 RE) 

Das Inkrafttreten des Gesetzes wurde hinausgescho- 
ben, weil die Abklärung insbesondere der daten- 
schutzrechtlichen Probleme mit den am Gesetzge- 
bungsgang Beteiligten in den Ausschüssen mehr Zeit 
in Anspruch genommen hat, als vorher angenommen 
worden war. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitten wir den Deutschen Bundes- 
tag, dem Gesetzentwurf nach Maßgabe der Beschluß- 
empfehlung zuzustimmen. 


Wimmer (Neuötting) Kroll-Schlüter 

Berichterstatter 
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